
Gemeinde Appen 
Außenbereichssatzung „Fehrenkamp“ 
 

Abwägung der Stellungnahmen  
aus der Behördenbeteiligung und  
der öffentlichen Auslegung 
 
Stand: 21.11.2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auftragnehmer und Bearbeitung: 
Dipl.-Ing. Bauassessor Gerd Kruse 
Dipl.-Ing. Anja Gomilar 
 

 
 
 

Falkenried 74 a, 20251 Hamburg 
Tel. 040 460955-60, Fax -70, mail@elbberg.de, www.elbberg.de



Stellungnahmen Außenbereichssatzung „Fehrenkamp“ 

 2

1 Folgende Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind im Rahmen der Beteiligung der Be-
hörden und der öffentlichen Auslegung eingegangen und werden im Folgenden abgedruckt: 
1.1 Kreis Pinneberg, Fachdienst Umwelt 
1.2 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, Untere Forstbehörde 
1.3 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Niederlassung Itzehoe 
1.4 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 
1.5 Azv Südholstein  
1.6 Schleswig-Holstein Netz AG 

 
 
 Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Bedenken geäußert (auf Abdruck wurde daher verzichtet): 

- Kreis Pinneberg, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit 
- Kreis Pinneberg, Fachdienst Bauordnung  
- Kreis Pinneberg, Fachdienst Abfall  
- Stadt Pinneberg 
- Gemeinde Prisdorf 

 
 
2 Änderungen auf Beschluss der Gemeinde 
 
 
3 Von Privaten sind im Rahmen der öffentlichen Auslegung keine Stellungnahmen eingegangen 
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1.1 
 
 
 

Kreis Pinneberg 
Der Landrat 

Fachdienst Umwelt 
17.11.2011 

 
A. Untere Bodenschutzbehörde: 
Dem Planvorhaben wird zugestimmt. 
Aus bodenschutzrechtlicher Sicht keine weiteren Anregungen/ Einwände 
zum Vorhaben. 
 

 
 
 
 
 
Zu A. 
Kein Beschluss erforderlich. 

 B. Untere Wasserbehörde: 
Die Aufstellung der Außenbereichssatzung Nr. 9 kann aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht nur dann verwirklicht werden, wenn der Nachweis über 
die geordnete Ableitung des Niederschlagwassers vom Plangebiet auf 
Grundlage der allgemein anerkannten Regeln der Technik erbracht wird. 
 
Im Rahmen der weiteren Planung ist der Umgang mit dem Regenwasser, 
das auf den befestigten Flächen anfällt, darzustellen. Dabei ist neben dem 
heutigen Zustand auf die zukünftig ggf. zusätzlich versiegelten Flächen 
einzugehen. Für die Einleitung in ein Oberflächengewässer und/ oder in 
das Grundwasser kann eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich 
sein, die zu beantragen wäre. 
 

Zu B. 
Der Stellungnahme wird auf folgende Weise gefolgt: 
 
In die Satzung wird unter § 3 folgende Zulässigkeitsbestim-
mung ergänzt: 
 
(4) Niederschlagswasser ist soweit technisch möglich, auf den 
Grundstücken zu versickern. 
 
Die Begründung (Kap. 3 „Festsetzungen“) wird folgender Ab-
satz ergänzt. 
„Das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser 
ist soweit technisch möglich, auf den Grundstücken zu versi-
ckern. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist ein 
Nachweis über eine geregelte Oberflächenentwässerung zu 
erbringen. Der Kreis Pinneberg (Untere Wasserbehörde) weist 
darauf hin, dass für die Einleitung in ein Oberflächengewässer 
und/ oder in das Grundwasser eine wasserrechtliche Geneh-
migung erforderlich sein kann, die zu beantragen ist.“ 
 

 C. Grundwasser/Wasserschutzgebiete: 
Keine Bedenken. Kein WSG 
 

Zu C. 
Kein Beschluss erforderlich. 

 D. Untere Naturschutzbehörde: 
Aus Sicht der UNB bestehen keine Einwände. 
 

Zu D. 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Zu 
1.1 

E. Gesundheitlicher Umweltschutz: 
Hinweis: 
Bei Bauanträgen bzw. für zukünftige Bauvorhaben ist zu prüfen, ob bauli-
cher Schallschutz aufgrund der Straßenverkehrslärmimmissionen der L105 
erforderlich wird. 

Zu E. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begrün-
dung (Kap. 3 „Festsetzungen“) ergänzt. 
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1.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Stellungnahme wird auf folgende Weise gefolgt: 
 
Der bestehende 30 m breite Waldschutzstreifen wird im Plan 
markiert. Das Flurstück 13/5 verbleibt im Geltungsbereich der 
Satzung. 
(Telefonische Rücksprache des Planverfassers (Frau Gomilar) 
mit der Forstbehörde (Herr Wolff) am 14.11.2011) 
 
Die Zeichnung des Satzungsgebietes wird entsprechend er-
gänzt. In die Begründung (Kap. 3 „Festsetzungen“) wird fol-
gender Absatz aufgenommen: 

„Der zwischen der südöstlichen Plangebietsgrenze und der 
Wedeler Chaussee auf dem Flurstück 13/6 vorhandene 
Baumbestand ist als Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes 
(LWaldG) zu betrachten. Aufgrund der Einstufung als über-
durchschnittlich brandgefährdet, ist nach § 24 LWaldG ein 
Waldabstandstreifen von 30 m zur nächsten Bebauung ein-
zuhalten. Der Waldschutzstreifen wird im Plan markiert. Für 
das innerhalb dieser Zone bestehende Gebäude Fehrenkamp 
Nr.14 (Flurstück 13/5) besteht Bestandsschutz.“ 
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1.3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Kein Beschluss 
erforderlich. 
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1.4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begrün-
dung wird folgender Absatz (Kap. 3 „Festsetzungen“) ergänzt: 
 

„Durch die im unmittelbaren Umfeld zum Satzungsgebiet vor-
handene Baumschule (südwestlich) und den Reiterhof (nörd-
lich) kann es zu zeitweilig auftretenden Immissionen aus einer 
landwirtschaftlichen Nutzung (Lärm, Staub und Gerüche) 
kommen. Diese sind als ortüblich hinzunehmen. Eine beson-
dere Beeinträchtigung des Plangebietes ist dadurch nicht zu 
befürchten.“ 
 



Stellungnahmen der Behörden Abwägung der Gemeinde 

 8

 
1.5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1.6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begrün-
dung (Kap. 4 „Erschließung / Ver- und Entsorgung“) ergänzt. 
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2. 
 
 

Empfehlung des Bauausschusses der Gemeinde Appen in seiner Sitzung 
am 13.09.2011: 
 
Das Niederschlagswasser soll, sofern möglich, auf den Grundstücken ver-
sickern werden.  
 

 
 
 
Der Empfehlung wird gefolgt: 
In die Satzung wird unter § 3 folgende Zulässigkeitsbestim-
mung ergänzt: 
 
(4) Niederschlagswasser ist soweit technisch möglich, auf den 
Grundstücken zu versickern. 
 
Die Begründung (Kap. 3 „Festsetzungen“) wird entsprechend 
ergänzt. 
 
 

 
 


